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Gemeinden können Landeshaushalt nicht sanieren

Land muss Gemeinden helfen, Pflichtausgaben zu senken

Stuttgart. Der Vorstand des Gemeindetags lehnt zusätzliche Entnahmen aus dem kommunalen Finanzausgleich ab. „Der Landeshaushalt darf nicht zu Lasten der Gemeinden saniert werden,“ sagte Bürgermeister Otwin Brucker, Präsident des Gemeindetags, heute in Stuttgart nach der Sitzung des Gemeindetagsvorstands. „Der Vergleich der Finanzentwicklung von Land und Gemeinden rechtfertigt keinen kommunalen Sonderbeitrag zur Konsolidierung der Landesfinanzen.“

Der Gemeindetag verlangt von der Landesregierung, dass sie endlich konsequent alle ihre politischen Möglichkeiten nutzt, die Städte und Gemeinden auf der Ausgabenseite zu entlasten. Dazu müssten vor allem im Bereich der Sozialpolitik Gesetze, die den Kommunen Aufgaben und Ausgaben auferlegen, insbesondere vom Bund reduziert werden.

Der Gemeindetag fordert, die Spitzabrechnung der Landeszahlungen in den Länderfinanzausgleich zwischen Land und Kommunen neu zu gestalten. In Anbetracht des Anteils der Kommunen an den gesamten Nettosteuereinnahmen im Land von durchschnittlich unter 43 Prozent sei es nicht tragbar und ungerecht, dass die Städte, Gemeinden und Landkreise in den letzten Jahren 53 Prozent der Zahlungen des Landes im Länderfinanzausgleich aufzubringen hätten. 

„Zusätzliche Kürzungen der kommunalen Finanzmittel für nächstes Jahr sind untragbar. Dauerhafte Kürzungen, wie schon letztes Jahr für den Landeshaushalt 2004 und folgende beschlossen, können wir angesichts der noch schlechteren Erwartungen für die kommunale Finanzlage 2005 und 2006 nicht akzeptieren,“ stellte Brucker fest. Der Gemeindetagsvorstand verlange, dass diese Kürzungen rückgängig gemacht werden.

Es sei unbestreitbar, so der Gemeindetag, dass die Gemeinden in den letzten drei Jahren eine wesentlich schlechtere Einnahmeentwicklung zu verzeichnen hatten als das Land. Gleichzeitig seien die kommunalen Sozialausgaben in diesem Zeitraum um mehr als zehn Prozent angewachsen. Vor allem die stark steigenden Kreisumlagen führten dazu, dass 2005 zwei Drittel der Städte und Gemeinden ihre Haushalte nicht mehr ausgleichen könnten.
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